
⁹877̟ῡ̛̮̯̣,̆ .̆⁶̩ῡ̥5̆₅̰66̟ῡ̆ ̆·̆ .̆ὁ8̝̤̟̆·̆ .̆₁̛̤ῡ̛̣7̣̆·̆₄⁶ ̆·̆⁽€̆ ,

Amtliches

Bekanntmachungsblatt

des Landkreises

Ludwigsburg

4 190406 302504

4 3 5 1 5

WIEN.  Die Signa Holding des österreichi-
schen Unternehmers René Benko ist zah-
lungsunfähig. Das Unternehmen kündigte 
am Mittwoch an, beim Handelsgericht Wien 
einen Insolvenzantrag zu stellen: Es brauche 
ein Sanierungsverfahren in Eigenverwal-
tung, um die „Fortführung des Geschäftsbe-
triebs“ sicherzustellen. Dem  „Spiegel“  zufol-
ge droht dem Österreicher  Benko eine Straf-
anzeige wegen Insolvenzverschleppung.

Die Investitionen im Bereich Einzelhan-
del „haben nicht den erwarteten Erfolg ge-
bracht“, erklärte Signa. Der stationäre Ein-
zelhandel  sei in den vergangenen Jahren in 
Europa stark unter Druck geraten.  Zu dem 
Konzern gehören in Deutschland unter an-
derem das Kaufhaus des Westens (KaDeWe) 
in Berlin und die Warenhauskette Galeria 
Karstadt Kaufhof. Aber auch das Chrysler 
Building in New York oder die Selfridges 
Kaufhäuser gehören den Signa-Beteiligun-
gen. Mehrere Signa-Projekte, darunter der 
Elbtower in Hamburg und der  Nachfolgebau 
der Sportarena in der Stuttgarter Innenstadt, 
liegen auf Eis. Wie es jetzt bei dem Neubau 
an der Königstraße weitergeht, ist ungewiss.   

Gegenüber beauftragten Unternehmen hat-
te Signa gesagt, es werde verkauft, aber 
Unterschriften fehlten. Die zuständige In-
solvenzkanzlei Görg   für die Signa Develop-
ment Deutschland GmbH   sagte, es sei un-
möglich, sich zu Stuttgart oder Einzelfällen 
zu äußern, weil der Insolvenzverwalter noch 
keinen Überblick habe.

So sind auch die Folgen   für   Galeria Kar-
stadt Kaufhof   ungewiss. „Die Situation hat 
im Moment nicht unmittelbar negative Aus-
wirkungen auf Galeria. Wir werden den Aus-
gang dieses geordneten Verfahrens in Ruhe 
abwarten“, hieß es aus Unternehmenskrei-
sen. Dennoch  steigt bei der Warenhauskette 
die Nervosität, weil der Mutterkonzern im 
Rahmen des Sanierungsverfahrens 200 Mil-
lionen Euro zugesagt hatte. „Es zeichnet sich 
ab, dass Signa die zugesagte und notwendige 
finanzielle Unterstützung für Galeria nicht 
aufbringen wird“, sagte Handelsexperte Ger-
rit Heinemann der „Wirtschaftswoche“. Ben-
ko selbst schwieg am Mittwoch wie auch in 
den vergangenen Monaten zur Lage seines 
wankenden Immobilien- und Handels-
imperiums. AFP/dpa/red

Signa Holding von René Benko 
ist zahlungsunfähig
Die Signa-Gruppe war in den vergangenen Jahren stark gewachsen.  Nun beantragt die Holding des 
Firmennetzwerks  Insolvenz. Die Zukunft der Warenhauskette Galeria ist ungewiss. 

Kommentar

Von Christian Gottschalk 

Manchmal kann es Juristen  gut zu Gesicht 
stehen, neben Kommentaren den gesunden 
Menschenverstand zurate zu ziehen.  Die 
Frage, ob ein  Facebook-Post, der die SPD-Po-
litikerin Sawsan Chebli als „dämliches Stück 
Hirn-Vakuum“ bezeichnet hat,  eine Beleidi-
gung ist, wäre dann schnell beantwortet. Na-
türlich ist er das. Das Landgericht in Heil-
bronn hat es im Februar  anders gesehen, das 
Oberlandesgericht in Stuttgart  hat die Sache 
nun geradegerückt.

Bei fast keinem Straftatbestand ist die 
Deutung der Gerichte so unterschiedlich wie 
bei dem der Beleidigung.  Für  den Satz „sel-
ten dämliche Staatsanwältin, die die Ankla-
ge wie ein achtjähriges Kind schreibt“ ist ein 
Mann einst  in allen Instanzen verurteilt  wor-
den, erst das Bundesverfassungsgericht sah 
es anders.  Tausende von Autofahrern sind 
hingegen  wegen des Zeigens des Stinkefin-
gers verurteilt worden.    Die  Rechtsprechung 
hat zahlreiche  Formulierungen gefunden 
um zu erklären, warum etwas eine Beleidi-
gung  ist, oder eben nicht. Oft wird man den 
Eindruck nicht los, dass die Begründung 
gleichwohl etwas willkürlich ist. 

 Seitdem jeder in den sozialen Medien oh-
ne  Nachdenken herunterschreiben  darf, was 
ihm  durch den Kopf geht,   verrohen die Sitten 
immer mehr. Dem Einhalt zu gebieten dient 
das Stuttgarter Urteil.  Auch wenn es an letz-
ter Konsequenz mangelt. Schadensersatz 
muss der Facebook-Autor nicht bezahlen,  er 
darf seine Worte  nur nicht wiederholen.

Die Sitten 
verrohen  
„Dämliches Stück Hirn-Vakuum“ ist 
doch eine Beleidigung. Die Deutung 
der Gerichte ist sehr unterschiedlich. 
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Der schwäbische  Mittelständler 
machte aus dem elterlichen 

Unternehmen den Weltmarktführer 
für Lackiertechnik. Bundesweit 

bekannt wurde der Spitzenmanager 
als Bahnchef – der die Weichen 

für Stuttgart 21 stellte. 
Nun ist Heinz Dürr im  Alter 
von 90 Jahren gestorben. 

Die dritte Seite 

Ex-Bahnchef 
Heinz Dürr ist tot

Von Judith A. Sägesser

STUTTGART/DUBAI. Bis zu 80 000 Teilnehmer 
werden zur Weltklimakonferenz in Dubai 
(Vereinigte Arabische Emirate) erwartet, die 
an diesem Donnerstag startet und voraus-
sichtlich bis zum 12. Dezember geht. Vertre-
ter fast aller Staaten nehmen teil. Bereits im 
Vorfeld hatte es Kritik an der COP28 gegeben 
– vor allem wegen der Präsidentschaft von 
Sultan Ahmed al-Dschaber, Chef der staatli-
chen Ölgesellschaft   Adnoc.

Nicht gar so düster sieht ein Stuttgarter 
Klimaforscher die Lage. „Da trifft sich die 
Welt, das darf man nicht unterschätzen“, 
sagt Jörn Birkmann, Professor an der Uni 
Stuttgart und hat am Bericht des Weltklima-
rats mitgeschrieben. 

Ziel der Konferenz ist es, erstmals eine 
globale Bestandsaufnahme des Pariser Kli-
maabkommens zu machen. Daneben dürfte 

es darum gehen, Finanzhilfen für ärmere 
Staaten auf den Weg zu bringen. Jörn Birk-
mann ist „verhalten optimistisch“, dass es 
hier zum Durchbruch kommt und konkrete 
Finanzierungsregeln definiert werden. Die 
Rede sei von einem beachtlichen Fonds mit 
jährlich 100 Milliarden US-Dollar. Aber es 
gebe offene Fragen. Zum Beispiel, wer wie 
viel einzahlt und wer das Geld bekomme. 

Birkmann forscht zur Verwundbarkeit 
durch Folgen des Klimawandels und beglei-
tet den Wiederaufbau im Ahrtal wissen-
schaftlich.  Die erwartbaren Schäden bis 2030 
würden mit 500 bis 600 Milliarden US-Dollar 
beziffert. „Beim Anpassungsfonds geht es 
nicht um Vollkasko, sondern darum, das 
Schlimmste zu verhindern.“ Wichtig sei, 
dass man mit dem Geld nicht einfach Verlo-
renes an Ort und Stelle aufbaue, sondern 
gleichzeitig die Verwundbarkeit reduziere.
Leitartikel

Stuttgarter Experte hofft 
„verhalten“ auf Klimagipfel
Von heute an bis zum 12. Dezember trifft sich die Welt in Dubai zur 
28. Klimakonferenz. Ein Forscher schließt Durchbrüche  nicht aus.

STUTTGART. Der Gemeinderat der Landes-
hauptstadt soll mit dem Doppelhaushalt 
2024/2025 am 15. Dezember vorläufig 250 
Millionen Euro für den Ersatzneubau der 
Schleyerhalle beschließen. Problem: Über 
das Mammutprojekt wurde bisher keine Mi-
nute diskutiert. Zahlreiche Fragen der Frak-
tionen, auch zum Klimaschutz, sind unbe-
antwortet, Unterlagen fehlen.  

Auf Anfrage unserer Zeitung räumte die 
Stadt  ein, dass „zentrale Fragen“ zu dem 
Projekt ungeklärt seien. Es sei „noch ein Weg 
zu gehen, bis wir den Gremien eine abge-
stimmte Vorlage präsentieren können“. Hin-
tergrund ist ein Streit über den Einsatz eines 
Generalübernehmers und die Auslobung 
eines  Architektenwettbewerbs. Insgesamt 
soll die Halle bisher 350 Millionen kosten. Es 
könnten aber auch 600 Millionen werden. ks

Keine Zeit für 
Debatte über 
neue Megahalle 
Der Nachfolgebau der Schleyerhalle 
könnte um die 600 Millionen Euro 
kosten. „Zentrale Fragen“ sind offen.  

STUTTGART. Die Landeshauptstadt sucht 
derzeit wieder dringend nach Unterkünften 
für Geflüchtete. Die Zahl letzterer hat sich  
im Vergleich zum Vorjahr verdreifacht. Nun 
waren  sind sogar Turnhallen im Gespräch. 

Ein Versuch der Stadt, Wohnraum für Ge-
flüchtete zu schaffen, läuft über  private Ver-
mieter. Doch mit diesen  hat sie es sich teils 
aber verscherzt:  Denn in manch eine Immo-
bilie, welche  die Stadt von Privatleuten an-
mietet, um  Geflüchteten ein Dach über dem 
Kopf zu bieten, zieht niemand ein.

  Die Zahl der Angebote von Vermietern an 
die Stadt  ist  seitdem massiv zurückgegan-
gen.  Doch die Stadt hat auch leicht nachjus-
tiert: Standen im vergangenen Jahr noch  von 
124 angemieteten Wohnungen 46 leer,  sind 
es derzeit 30 von 141 Wohnungen. anj 

Leerstand statt 
Wohnraum für 
Geflüchtete 
Die Stadt Stuttgart mietet Häuser 
für Geflüchtete – dort zieht aber 
teils nie jemand ein.

LEVERKUSEN. Das Amtsgericht Leverkusen 
hat wegen der Planung und Vorbereitung 
eines islamistischen Terroranschlags einen 
Haftbefehl gegen einen 15-Jährigen aus dem 
Rheinisch-Bergischen-Kreis in Nordrhein-
Westfalen erlassen.  Der Jugendliche sei bei 
einer Durchsuchung seiner Wohnung    vor-
läufig festgenommen worden.  Er solle sich 
mit jemand anderem über  die Absicht ausge-
tauscht haben, einen Anschlag auf ver-
meintliche „Ungläubige“ zu verüben. dpa

Terrorverdacht gegen 
einen   15-Jährigen 

STUTTGART. Die  SPD-Politikerin Sawsan 
Chebli muss sich  nicht als „dämliches Stück 
Hirn-Vakuum“  beleidigen lassen. Laut einem 
am Mittwoch veröffentlichten Urteil des 
Oberlandesgerichts Stuttgart handelt es sich 
bei dem entsprechenden Facebook-Kom-
mentar um eine verbotene Schmähkritik. 
Das Landgericht Heilbronn, hatte die Äuße-
rung noch als von der  Meinungsfreiheit ge-
deckt angesehen.

Weil Chebli zuvor aber selbst starke Wor-
te benutzt hatte und den Kabarettisten Die-
ter Nuhr als „ignorant, dumm und uninfor-
miert“ bezeichnete, erhält sie keine finan-
zielle Entschädigung.  Der Senat hat keine 
Revision zugelassen. cgo
Kommentar  

Schmähkritik gegen 
Politikerin verboten
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„Es zeichnet sich ab, 
dass Signa die 
zugesagte und 
notwendige finanzielle 
Unterstützung für 
Galeria nicht 
aufbringen wird.“
Gerrit Heinemann, 
Handelsexperte 
Hochschule Niederrhein

Foto: imago/
Action Pictures 

Heute mit 
4 Seiten extra

Bei uns daheim
Immer donnerstags

Pleidelsheim

Der See im Wiesental droht 
zu verlanden. Nun bahnt 
sich eine Lösung an. 
Seite 15

Affalterbach

Die Aussichten auf eine 
Ortsentlastungsstraße 
sind nicht gut.
Seite 15
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Kommentar

Von Tobias Heimbach

Was gilt das Wort des Kanzlers? In seiner be-
rühmten „Zeitenwende“-Rede versprach er 
vor zwei Jahren, dass Deutschland künftig 
zwei Prozent der Wirtschaftsleistung für die 
Verteidigung ausgeben soll. Doch dieses Ver-
sprechen wackelt. Die Finanzierung der 
Bundeswehr ist für die kommenden Jahre 
völlig ungeklärt. Deshalb muss sich Bundes-
kanzler Olaf Scholz  Kanzler  endlich in die 
Debatte einschalten. 

Das Geld für  Verteidigung wird dringend 
gebraucht. Deutschland muss kampfbereit 
sein, um nicht kämpfen zu müssen. Doch in 
ihrem gegenwärtigen Zustand kann die Bun-
deswehr niemanden abschrecken. Das Son-
dervermögen ist schon jetzt verplant – was 
eine gute Nachricht ist. Denn die Soldaten 
können ja keine Euroscheine in die Kanonen 
stecken, sondern es braucht Aufträge an die 
Rüstungsindustrie. Doch wie die Streitkräfte 
künftig weiter finanziert werden, ist offen. 
Ab 2028 wird es eine Lücke von rund 20 Mil-
liarden Euro geben. Einen solchen Betrag im 
Haushalt kann man nicht einfach umschich-
ten. Deswegen muss schon jetzt eine Lösung 
vorbereitet werden.

Bislang weiß man von allen Beteiligten, 
was offenbar nicht geht: Finanzminister 
Lindner will die Schuldenbremse nicht ver-
ändern. Die SPD will keine Einsparungen 
beim Sozialstaat. Es wäre in der Tat wichtig, 
dass Kanzler Scholz das Thema an sich zieht 
und einen Kompromiss in die Wege leitet. Es 
ist schließlich sein Wort, um das es geht.

Zeitenwende muss 

Chefsache sein
Die Bundeswehr steuert auf ein 
Geldproblem zu. Kanzler Scholz muss 
schon jetzt eine Lösung finden.

STUTTGART. Ein Konsortium aus der US-In-
vestmentgesellschaft NRDC Equity Partners 
und dem Unternehmer Bernd Beetz will die 
insolvente  Kaufhauskette Galeria Karstadt 
Kaufhof auf den Erfolgsweg zurückführen. 
„Uns verbindet die Liebe zum Warenhaus“, 
versicherte der badische Manager in Essen. 
Mehr als 70 der 92 Filialen sollen übernom-
men werden. Es wird aber Jobabbau geben.

Die Gewerkschaft begrüßt die Übernah-
me: „Kaufhäuser sind für den Handel in den 
Städten  da und nicht nur für die Renditen 
und Spekulationen der Immobilienbesitzer“, 
sagte Verdi-Landeschef Martin Gross. „Die 
neuen Eigentümer haben jetzt eine Chance,  
aus den Fehlern der Vergangenheit zu ler-
nen.“ Er erwartet, dass die 13 Galeria-Stand-
orte im Südwesten mit 1700 Beschäftigten 
erhalten bleiben. Details sind noch offen. ms

  Käufer will die 
meisten Galeria-
Filialen erhalten
Die Übernehmer der insolventen 
Kaufhauskette Galeria Karstadt 
Kaufhof skizzieren ihre Pläne.

STUTTGART.  Die Immobilienfirma Hines 
plant an der Landhauskreuzung in Möhrin-
gen auf  knapp 50 000 Quadratmetern   ein 
neues Stadtquartier mit Gewerbeflächen 
und rund 500 Wohnungen. Auf dem Areal 
waren früher  der IT-Konzern IBM und später 
auch Daimler direkt gegenüber der früheren 
Firmenzentrale ansässig. Noch in diesem 
Monat werden die seit Jahren leer stehenden 
Bürogebäude abgerissen.   Für eine deutliche 
Belebung entlang der  Plieninger Straße sol-
len neben  Büroräumen auch Läden, ein Fit-
nessstudio, eine Kita und ein Hotel  sorgen.  

Noch fehlt die endgültige Baugenehmi-
gung, „aber wir rechnen mit dieser im kom-
menden Jahr“, sagt Emanuel Coskun, Mana-
ging Director bei Hines. Die ersten Wohnun-
gen könnten Ende 2027  bezogen werden.  ale

Neues Quartier 
gegenüber alter 
Daimler-Zentrale
Der Immobilieninvestor Hines plant 
in Möhringen einen Mix aus Handel, 
Gewerbe und rund 500 Wohnungen. 

STUTTGART. Wenn Eltern sich vor Gericht 
ums Kind streiten, ziehen Richter häufig 
einen Sachverständigen  hinzu. Nach Re-
cherchen unserer Zeitung haben Familien in 
mehreren Fällen jedoch nicht den vom Ge-
richt benannten Gutachter  zu Gesicht be-
kommen, sondern einen hinzugezogenen 
Kollegen. Obwohl diese  Form der Zusam-
menarbeit gesetzlich nicht zulässig ist,  wird  
sie offenbar seit   Jahren von einigen baden-
württembergischen Gerichten  geduldet.  alm

Rechtswidrige Praxis 
bei Gutachtern?

BERLIN. Das 100 Milliarden Euro umfassen-
de Sondervermögen für die Bundeswehr ist 
nach Angaben des Verteidigungsministe-
riums bereits vollständig   verplant.   Deshalb 
forderte der  Vorsitzende des Bundeswehr-
verbandes, Oberst André Wüstner,   ein 
„Machtwort“ über die weitere Finanzierung  
von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD).

 „Wenn für unsere Regierung Worte wie 
Verteidigungsfähigkeit, Schutz oder Wehr-
haftigkeit nicht bloße Worthülsen sein sol-
len, muss der Kanzler seine Richtlinienkom-
petenz wahrnehmen und ein Machtwort 
sprechen“, sagte Wüstner. Tue  er das nicht, 
müsse die Zeitenwende  in der Bundeswehr 
für beendet erklärt werden. AFP/dpa
Kommentar

Bundeswehrverband 
fordert „Machtwort“  

Wetter
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Von Annika Grah

STUTTGART. Die anstehende Kommunal-
wahl in Baden-Württemberg stößt einer Um-
frage zufolge auf großes Interesse bei den 
Wahlberechtigten.  Die Wahlbeteiligung 
könnte demnach in etwa so hoch ausfallen 
wie 2019. Im BaWü-Check, der Umfrage des 
Instituts für Demoskopie in Allensbach im 
Auftrag der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen, gaben 62 Prozent der Befrag-
ten an, fest entschlossen zu sein, ihre Stim-
me abzugeben. 21 Prozent wollen das „wahr-
scheinlich“ tun. Der Rest ist unentschieden 
oder will wahrscheinlich oder sicher nicht 
wählen gehen.   2019 hatte die Wahlbeteili-
gung bei 59 Prozent gelegen, der höchste 
Stand seit 1994. Bei Kommunal- und Europa-
wahlen ist die Mobilisierung in der Regel 
niedriger als bei Wahlen zum Bundestag. 

Eine belastbare Prognose gibt die Umfra-
ge allerdings noch nicht, warnen die Demos-
kopen. Denn die Bürger beschäftigen sich in 
der Regel erst kurz vor der Wahl intensiv mit 
ihrer Wahlentscheidungen. Die Befragung 
wurde wie immer auf die baden-württem-
bergische Bevölkerung ab 18 Jahre gestützt. 
Bei der Kommunalwahl wählen aber schon 
16-Jährige. Da die unter 18-Jährigen aber 
nur zwei  Prozent der Wahlberechtigten aus-
machen, werden die Ergebnisse den Anga-
ben zufolge dadurch nicht beeinflusst.

Dabei sehen offenbar vor allem die älte-
ren Wählerinnen und Wähler die Stimmab-
gabe als erste Bürgerpflicht. Unter den be-
fragten 18- bis 29-Jährigen im BaWü-Check 
sind sich nur 43 Prozent ganz sicher, zur 
Wahl zu gehen, 37 Prozent haben das „wahr-
scheinlich“ vor.  Die Kommunwahl in Baden-
Württemberg findet am 9. Juni statt – 
zeitgleich mit der Europawahl. 

 Die aktuelle Umfrage sieht die CDU 
im Vorteil. Die Kandidaten der Christ-
demokraten kamen in der Umfrage für 
27 Prozent  infrage, gefolgt von den Grü-
nen mit 21 Prozent und der SPD mit 18 
Prozent. Die AfD landet mit 13 Prozent 
auf Platz vier, gleichauf mit den Freien 
Wählern. 11 Prozent würden sich für 
Kandidaten der FDP entscheiden. Rund 
30 Prozent der Befragten machten aller-
dings keine Angaben. Mehrfachnennun-
gen waren möglich. Die Werte sind nicht 
als „Sonntagsfrage“ zu verstehen.  Sie 
sind eher ein allgemeines Stimmungs-
bild. Denn bei der Kommunalwahl kön-
nen die Stimmen im Gegensatz zu ande-
ren Wahlen auf einzelne Kandidaten  ver-
teilt werden. Zudem nehmen auch Wäh-

lervereinigungen teil, parteiähnliche, 
aber parteiunabhängige Vereinigungen.  
2019 gingen rund 40 Prozent der Stim-
men an diese Wählervereinigungen. Bei 
der Kommunalwahl im Jahr 2019 kam 
laut Statistischem Landesamt die CDU 
auf 22,8 Prozent der abgegebenen Stim-
men, die Grünen auf 12,9 Prozent, die 
SPD lag bei 13,4 Prozent. Die FDP lag bei 
3,9 Prozent und die AfD bei 1,9 Prozent. 
Leitartikel 

   Bürger zeigen großes Interesse 
an Kommunalwahl  
BaWü-Check Eine aktuelle Umfrage der Südwest-Verlage zeigt: Die Bereitschaft, zur Kommunalwahl 
zu gehen, ist  ebenso hoch wie 2019. Davon profitiert besonders eine Seite. 

Basis: Baden-Württemberg,

Bevölkerung ab 18 JahreGrafik: Biwer
Quelle: IfD-Allensbach
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BRÜSSEL. In Europa sterben jedes Jahr 
35 000 Menschen, weil Antibiotika-Medika-
mente ihre Wirkung verlieren – Tendenz 
steigend.  Die EU will dieser  Entwicklung nun 
mit einigen gesetzlichen Änderungen ent-
gegenwirken. Dazu hat das Europaparla-
ment am Mittwoch  Vorschläge gemacht. 

So soll in Zukunft der Einsatz von Anti-
biotika strenger reguliert werden. Ärzte 
dürften diese Mittel nicht mehr auf Ver-
dacht, sondern nur noch nach einer genauen 
Diagnose und in begründeten Fällen verab-
reichen.  Zudem will die EU auch die Entwick-
lung von neuen Antibiotika fördern. Deren 
Herstellung sei für die Unternehmen oft 
nicht gewinnbringend, erklärt der Europa-
parlamentarier Peter Liese. Das soll sich mit 
einer Art Bonussystem ändern. kkr

Europa kämpft 
gegen die 
stille Pandemie
Die Zahl der Antibiotika-Resistenzen 
nimmt zu. Die EU will nun   Regeln
 zum Umgang  mit den Medikamenten.
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BRÜSSEL. Das Europäische Parlament hat 
den Weg für die umstrittene EU-Asylreform 
frei gemacht. Nach jahrelangen Diskussio-
nen stimmten die Abgeordneten am Mitt-
woch in Brüssel für das geplante Paket, mit 
dem die bisherigen Regeln für Migration in 
die Europäische Union deutlich verschärft 
werden sollen. Parlamentspräsidentin Ro-
berta Metsola schrieb auf der Plattform X, 
damit schreibe die EU „Geschichte“.

Demnach sollen die Mitgliedstaaten zu 
einheitlichen Verfahren an den Außengren-
zen verpflichtet werden, damit rasch festge-
stellt werden kann, ob Asylanträge unbe-
gründet sind und die Geflüchteten dann 
schneller und direkt von der Außengrenze 
abgeschoben werden können. 

Geplant ist insbesondere ein deutlich 
härterer Umgang mit Menschen aus Län-
dern, die als relativ sicher gelten. Bis zur Ent-
scheidung über den Asylantrag sollen die 

Menschen bis zu zwölf Wochen unter haft-
ähnlichen Bedingungen in Auffanglagern 
untergebracht werden können. Menschen, 
die aus einem Land mit einer Anerken-
nungsquote von unter 20 Prozent kommen, 
sowie solche, die als Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit gelten, müssen künftig ver-
pflichtend in ein solches Grenzverfahren. 
Ankommende Menschen können dem Vor-
haben nach mit Fingerabdrücken und Fotos 
registriert werden, auch um zu überprüfen, 
ob sie eine Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit sind. EU-Innenkommissarin Ylva Jo-
hansson schrieb im Onlinedienst X, damit 
könne Europa seine „Außengrenzen besser 
schützen“ und all jene Migranten „rasch zu-
rückführen“, die keine Aufnahmechancen 
hätten.

Die EU-Länder müssen den Asylpakt 
noch abschließend billigen, dies gilt jedoch 
als Formsache. dpa/AFP

Verschärfte Asylregeln in 
der Europäischen Union
EU-Parlament beschließt umstrittene Reform. Dadurch sind Verfahren 
an der Außengrenze möglich – und schnellere Abschiebungen. 

Kreis Ludwigsburg

Moderne Technologie soll 
beim Erhalt der Steillagen in 
der Region helfen. 
Seite 16

Kreis Ludwigsburg

Darf bei den großen Festen 
im Landkreis in Zukunft 
Cannabis geraucht werden?
Seite 15
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